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Landwirtschaftszone: Schutz wie beim Wald 
Die Regierung unterbreitete eine Gesetzesvorlage über den Schutz der Landwirtschaftsflächen 

(G.M.) - Die Schaffung einer landes
weiten Landwirtschaftszone, die mit ge
setzlichem Schutz zur Erhaltung der land
wirtschaftlich nutzbaren Fläche und da
mit auch zur Sicherung der Versorgung 
der Bevölkerung beitragen soll, gehört zu 
den schon jahrelang diskutierten Themen 
in unserem Land. Nun hat die Regierung 
dem Landtag eine Gesetzesvorlage unter
breitet, deren Zielsetzung die langfristige 
Sicherung der Nutzflächen für die Land
wirtschaft und die Erhaltung der land
wirtschaftlichen Böden darstellt. Der 
Landtag wird sich in der nächsten Woche 
mit diesem Antrag zu befassen haben. 

«Die Schaffung und der langfristige 
Schutz einer Landwirtschaftszone ist für 
die Zukunft unseres Landes lebenswich
tig. Die Existenzsicherung der landwirt
schaftlichen Betriebe und die Erhaltung 
der vielfältigen, gewachsenen Kultur
landschaft kann nur durch den gesetzli
chen Schutz der noch vorhandenen Land
wirtschaftsflächen gewährleistet wer
den.» Mit dieser Begründung hatten 
FBP-Abgeordnete vor  zwei Jahren eine 
Motion im Landtag eingereicht, nachdem 
die Regierung rund ein Jahr vorher die 
Schaffung einer Landwirtschaftszone mit 
dem Hinweis auf die Gemeindeautono
mie abgelehnt hatte. 

Inlandversorgung nicht gewährleistet 
D e r  Bericht der Regierung zum Rah-

Guter Ruf der 
Schweiz gefährdet 

St. Gallen (spk) Die  Stärkung der na
tionalen Identität ist nach Meinung von 
Staatssekretär Franz Blankart eine 
Hauptbedingung für die Europafähigkeit 
der  Schweiz. Das  Fehlen einer gemein
sam getragenen Überzeugung, die für die 
Definition eines Verhältnisses zu Europa 
und zur Welt notwendig wäre, schade der 
Glaubwürdigkeit der Schweiz. De r  gute 
R u f  der Schweiz werde zur Legende. 

Nach Jahren des Wohlstandes habe un
ser Nachbarland an Zusammenhalt verlo
ren. Am offensichtlichsten komme diese 
Krise in der  Diskussion um die Abschaf
fung der Armee zum Vorschein, betonte 
Blankart am Dienstag am «5. Orientie
rungsseminar» der Weiterbildungsstufe 
der Hochschule St. Gallen. Allein der 
Umstand, dass über den Willen der 
Schweiz zur Verteidigung nicht mehr to
tale Gewissheit bestehe, führe zu einer 
Schwächung aussenpolitischer Verhand
lungspositionen. 

Wer allenfalls in der Lage sei, auf einen 
derart fundamentalen staatspolitischen 
Pfeiler wie die Armee einfach zu verzich
ten, werde im Ausland auch für fähig 
gehalten, eine vertragliche Verpflichtung 
zu brechen. Es sei daher stark damit zu 
rechnen, dass der als unzuverlässig gel
tende Partner je länger je grösseren 
Zwängen ausgesetzt werde. Innenpoli
tisch müsse die Schweiz aber die Bedin
gungen schaffen, dass Entscheide für 
oder wider den EG-Beitritt sowie seine 
Ausgestaltung jederzeit völlig frei gefällt 
werden können. 
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Beächten Sie die laufenden 
Denner-Aktionen in der Tagespresse,  j 

mengesetz über die Schaffung einer 
Landwirtschaftszone weist erneut auf die 
Situation hin, dass die-landwirtschaftliche 
Nutzfläche in unserem Land in den letz
ten Jahrzehnten zum Teil anderen Nut
zungsinteressen zugeführt wurden. Zwi
schen 1930 und 1987 hat sich nach Anga
b e n  der Regierung die landwirtschaftliche 
Nutzfläche von 4940 auf 3460 Hektaren 
verringert. Ferner zeigt die Regierung 
auf, dass die Inlandversorgung mit 
Grundnahrungsmitteln derzeit nicht 
mehr gewährleistet ist: «Im Krisenfall 
könnte Liechtensteins Bevölkerung nicht 
im gleichen Umfang wie die schweizer-
sche Bevölkerung (2300 kcal pro Kopf 
und Tag) selbstversorgt werden. U m  mit 
der Schweiz gleichauf ziehen zu können, 
fehlen in Liechtenstein ca. 1000 Hektaren 
Kulturland. 

Landwirtschaftsfläche ist bedroht 
Der  Regierungsbericht unterstreicht 

auch den Umstand, dass von der gesam
ten landwirtschaftlichen Nutzfläche im 
Ausmass von 3464 Hektaren lediglich 
55,4 Prozent (1921 Hektaren) in eine 
Landwirtschaftszone einzoniert sind, wo
bei Triesen und Triesenberg überhaupt 
noch keine Landwirtschaftsfläche ausge
schieden haben. Im Bericht fasst die Re
gierung die Situation folgendennassen 
zusammen: «Das heisst, dass die Land

wirtschaft in ihrer derzeitigen Grösse be
droht ist und der Bestand an Landwirt
schaftsbetrieben langfristig gesehen um 
die Hälfte reduziert werden müsste. In 
der Bauzone liegt der grösste Teil der 
nicht für die Landwirtschaft abgesicher
ten landwirtschaftlichen Nutzfläche. Die
se Fläche ist mit einem Anteil von 24,7 
Prozent (857 Hektaren) unerwartet hoch. 
Davon liegen 579 Hektaren in der Wohn
zone.» 

Waldordnung dient als Vorlage 
Das Hauptgewicht der Gesetzesvorlage 

liegt im gesetzlichen Schutz der landwirt
schaftlichen Flächen. Als Vorbild dient, 
wie die Regierung besonders hervorhebt, 
die Waldordnung, die den Bestand des 
Waldes seit mehr als hundert Jahren ge
setzlich ' gesichert hat. Einmal geht es 
beim gesetzlichen Schutz um die Siche
rung der Eigenversorgung, zum anderen 
um eine Bestandessicherung. Die Geset
zesvorlage fordert deshalb von jeder Ge
meinde mindestens einen Anteil von 30 
Prozent an der Gesamtzonengrösse für 
die Landwirtschaftszone. Die der Land
wirtschaftszone zugeordneten Flächen 
dürfen nach der Gesetzesvorlage weder 
zweckentfremdet, noch vermindert wer
den. Eine Auszonierung ist nur zulässig, 
wenn gleichzeitig eine in Eignung und 
Grösse gleichwertige Fläche einzoniert 
wird. 

Die Burg Gutenberg in Balzers soll nun wie im Bauprojekt vorgesehen, vom alten 
Gemeindehaus aus mit einem Schräglift erschlossen werden. 

Ja zum Schräglift Burg Gutenberg 
Gemeinderat Balzers stimmt vorgesehenem Bauprojekt z u  

Wie aus dem soeben veröffentlichten 
Protokoll der Sitzung vom 29. August 
1989 zu entnehmen ist, hat sich der Balz-
ner Gemeinderat mehrheitlich dafür aus
gesprochen, dass die Burg Gutenberg wie 
im Bauprojekt vorgesehen vom alten Ge
meindehaus Unterm Schloss mit einem 
Schräglift erschlossen wird. 

Im gleichen Zug  beschloss der Gemein-

Bankenverband - Partner auf verschiedenen Ebenen 
Vor zwanzig Jahren wurde der Bankenverband Inder Rechtsform eines Vereins gegründet 

(G.M.) -Im Gegensatz zum Bauernverband, der Gewerbe- und Wirtschaftskammer sowie der Industrie- und Handels
kammer ist der Liechtensteinische Bankenverband in der Öffentlichkeit wenig bekannt. Aus Anlass des 20jährigen 
Bestehens dieser Vereinigung, die in der Rechtsform eines Vereins besteht, haben sich die Vorstandsmitglieder am Montag 
abend in einer Presseorientierung an die Öffentlichkeit gewandt, um auf die Aktivitäten des Bankenverbandes aufmerksam 
zu machen. 

Der  Liechtensteinische Bankenver
band fristet sein Dasein, entsprechend 
der Diskretion von Bankgeschäften, 
mehr im Hintergrund. E r  ist jedoch, 
wie der derzeitige Präsident des Gre
miums, Landesbank-Direktor Karl
heinz Heeb vor der Presse erklärte, als 
Institution aus dem heutigen liechten
steinischen Bankwesen nicht mehr 
wegzudenken. Nach seinen Worten hat 
sich der Bankenverband als Forum der 
drei Banken auch als Kontaktstelle für 
Behörden und Verbände bewährt. 

Der Zweck der Vereinigung wird fol-
gendermassen umschrieben: «Der Ver
ein bezweckt die Wahrung und Förde
rung der Interessen der Vereinsmitglie
der gegenüber den Behörden, anderen 
Organisationen oder Verbänden, sowie 
die gegenseitige Zusammenarbeit auf 

allen Gebieten im Interesse der Ver
einsmitglieder selbst.» So wie es nur die 
drei Banken in unserem Land gibt, so 
setzt sich der Vorstand auch nur aus 
drei Mitgliedern zusammen, die einen 
regelmässigen Gedankenaustausch im 
Rhythmus von ungefähr sechs Wochen 
pflegen. Allerdings ist in jüngster Zeit 
eine Ausweitung der Kontakte mit der 
Bildung von Arbeitsgruppen vorge
nommen worden, die sich ebenfalls in 
regelmässigen Abständen zu Bespre
chungen treffen. Wie Landesbank-Di
rektor Heeb in Übereinstimmung mit 
seinen Vorstandskollegen Dr. Jochen 
Hadermann (Verwaltungs- und Privat-
Bank AG) und Dr. Egmond Frommelt 
(Bank in Liechtenstein AG) erklärte, 
haben sich die Rechtskonsulenten der 
drei Banken in letzter Zeit- eingehend 
mit der neuen Sorgfaltspflichtvereinba

rung, der Insiderproblematik, der 
Geldwäscherei und der Rechtshilfe in 
Strafsachen befasst. 

Der Bankenverband nimmt auch an 
Vernehmlassungsverfahren der Regie
rung teil und versteht sich auch als 
Partner der Schweizerischen National
bank und der Schweizerischen Bankier
vereinigung. Nicht zuletzt jedoch gel
ten die gegenseitigen Konsultationen 
gewissen Absprachen auf dem «Finanz
platz Vaduz», wenn es um Zinssatzver
änderungen, Ausbildungsfragen oder 
Lohnpolitik geht - hingegen bleiben 
die Leitlinien der Geschäftspolitik der 
einzelnen Bank unangetastet. 

Eine ausführliche Selbstdarstellung 
des Liechtensteinischen Bankenverban
des veröffentlichen wir im Innern der 
heutigen Ausgabe. 

Bruttoinlandprodukt 
langsamer gewachsen 

Bern (AP) Das am Bruttoinlandpro
dukt (BIP) gemessene Wirtschaftswachs
tum hat sich in der Schweiz im zweiten 
Quartal verlangsamt. Wie das Bundesamt 
für Konjunkturfragen am Dienstag mit
teilte, nahm das BIP im Berichtsquartal 
noch mit einer Jahresrate von real 1,4 
Prozent zu, nach einer Zunahme von 3,1 
Prozent im Vorquartal. Verglichen mit 
dem Vorjahresquartal war das BIP um 
2,8 Prozent höher. 

Die preisbereinigten Konsumausgaben 
der privaten Haushalte stabilisierten sich 
annähernd auf dem Stand des Vorquar
tals. Damit wurde das im Winterhalbjahr 
erreichte hohe Konsumniveau gehalten. 
Der Warenkonsum entwickelte sich leicht 
rückläufig. Nach Angaben des Bundes
amts dürfte dies jedoch kaum auf kon
junkturelle Gründe, sondern vielmehr 
auf Zufälligkeiten zurückzuführen sein. 

So seien beispielsweise die Ausgaben für 
Heizung und Beleuchtung wegen des mil
den Winters zurückgegangen.". 

Bodenmelioration Triesenberg 
Endlich liegt die Endabrechnung vor - Erneut Nachtrag 

Nach bald dreissigjähriger Dauer der 
Bodenmelioration Triesenberg liegt nun 
endlich die Endabrechnung vor. Die Re
gierung ersucht den Landtag, nachdem 
bereits eine erhöhte Subvention von 70 
Prozent an die Gesamtmelioration gelei
stet wurde, um einen weiteren Nachtiags-
kredit. 

In der Sitzung vom 9. September 1960 
hat der Landtag einen erhöhten Landes
beitrag von 70 Prozent a n  die Kosten der 
Gesamtmelioration Triesenberg bewil
ligt. Nach bald dreissigjähriger Dauer 
liegt nun die geprüfte Endabrechnung 
vor, welche subventionsberechtigte Auf
wendungen von 18836257 Franken aus
weist. Die Gesamtsubventionen für die 
Bodenmelioration Triesenberg belaufen 
sich damit auf 13185380 Franken. Das 
Land hat an die aufgelaufenen Kosten in 
den Jahren 1961 bis 1987 Akontozahlun
gen im Betrage von 13145 289 Franken 
ausgerichtet. De r  Meliorationsgesell
schaft steht damit noch ein Restbetrag 

von 40091 Franken zur Auszahlung zu. 
Neben dem von der Regierung seit län

gerer Zeit geforderten Abschluss der  Bo
denmelioration wurde der Gemeinde 
Triesenberg eine 70prozentige Subven
tion an die Kosten der Befestigung von 
drei Meliorationswegen mit einer Heiss-
mischtragschicht zugesichert. Inzwischen 
konnten die Landesbeiträge für die Spen-
ni- und die Burkatstrasse mit einem Sub
ventionsbetreffnis von rund 100 000 Fran
ken bereits abgerechnet werden. Die Ein
bringung des Belags beim Meliorations
weg Boda-Bleika steht kurz bevor und 
wird bei einem Kostenvoranschlag von 
60000 Franken noch einen restlichen 
Landesbeitrag von rund 42000 Franken 
erforderlich machen. Davon kann ein 
Anteil von 25 000 Franken noch aus dem 
bewilligten Kredit abgedeckt werden. Für 
die Endabrechnung des Meliorationswer
kes und die Subventionierung der restli
chen Wegbefestigungen erweist sich da
her die Genehmigung eines Zusatzkredi-
tes von 57000 Franken für erforderlich. 

derat mehrheitlich, zur Erstellung der 
Talstation ein Parzellen-Teilstück zu tau
schen. Weiters muss die ErSchliessung ge
mäss Gemeinderatsbeschluss von der 
Post (Junkerriet) erfolgen. U m  zusätz
liches Verkehresaufkommen im Gemein
dezentrum zu vermeiden, muss die Signa-
lisation an den Dorfeingängen so ange
bracht werden, dass das Dorfzentrum da
durch nicht mehr belastet wird. Ausser
dem muss die Parkierung im Junkerriet 
gesichert werden. 

Damit sprach sich der Gemeinderat ge
gen die vom Hochbauamt auf Ersuchen 
der Gemeinde ausgearbeitete zusätzliche 
Liftvariante aus, die von den im Bereich 
der Post vorgesehenen Parkplätzen auf 
der Südseite zur Burg geführt hätte. Die
se unterirdische Liftvariante hätte effek
tive Mehrkosten von 1,2 Millionen Fran
ken verursacht. D a  im Stollenbau zudem 
die vorgesehene preiswerte Liftvariante 
(Romex) nicht realisierbar wäre, hätte 
der notwendig gewordene Rückgriff auf 
die konventionelle Bergbahnlösung wei
tere Kosten von rund 1,5 Millionen Fran
ken verursacht. Im direkten Kostenver
gleich hätte die vom Gemeinderat nun 
abgelehnte unterirdische Südliftvariante 
Mehrkosten von rund 2,7 bis 3 Millionen 
Franken, das heisst Gesamtlasten von 4 
bis 4,5 Millionen Franken, bedingt. 

Fahrschulpflicht für 
Motorradfahrer 

Bern (spk) Auch Töfffahrer sollen in 
Zukunft in der Schweiz nicht um obliga
torische Fahrstunden herumkommen. 
Die Theoriestunden sollen zudem um ob
ligatorische Gefahrenlehre-Lektionen er
gänzt werden. Dies stellte Bundesrat Ar
nold Koller am Dienstag im Ständerat in 
Aussicht. 

Mit Geschwindigkeitsbeschränkungen 
und verstärkten Polizeikontrollen allein 
lasse sich die Zunahme der Verkehrsun
fälle nicht eindämmen, stellte Ständerat 
Jean-Frangois Roth (CVP/JU) fest. Von 
der Landesregierung wollte e r  wissen, 
welche Zusatzmassnahmen sie zu ergrei
fen gedenke. 

Am erfolgreichsten sei eine bessere 
Ausbildung der Fahrschüler, antwortete 
Justizminister Arnold Koller. 
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